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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

08.10.1990 

Geschäftszahl 

90/15/0134 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 86/16/0194 E 22. Jänner 1987 VwSlg 6182 F/1987 RS 1 

Stammrechtssatz 

Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH ist das Verschulden des Vertreters einer Partei an der 
Fristversäumung dem Verschulden der Partei selbst gleichzuhalten, während das Verschulden einer 
Kanzleibediensteten eines bevollmächtigten Rechtsanwaltes dem Verschulden der Partei oder des 
bevollmächtigten Rechtsanwaltes nicht schlechterdings gleichgesetzt werden darf; das Versehen eines 
Kanzleibediensteten stellt für den Rechtsanwalt und damit für die von ihm vertretene Partei dann ein 
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis iSd § 308 Abs 1 BAO dar, wenn der Rechtsanwalt der ihm 
zumutbaren und nach der Sachlage gebotenen Überwachungspflicht gegenüber dem Kanzleibediensteten 
nachgekommen ist. Hiebei ist zu beachten, daß der bevollmächtigte Rechtsanwalt die Aufgaben, die aus dem 
Bevollmächtigungsvertrag erwachsen, auch insoweit erfüllen muß, als er sich zu ihrer Wahrnehmung seiner 
Kanzlei als seines Hilfsapparates bedient. 


